
B efindet die deutsche Wirt-
schaft sich nach sechs Jahren
der rezession und stagna-
tion im aufschwung? Tech-
nisch gesehen dürfte dies der

Fall sein. Vom vierten Quartal 2025 bis
zum zweiten Quartal 2026 hat die deut-
sche Wirtschaft mit Zuwachsraten des
bruttoinlandsprodukts (bIp) in Höhe von
0,3 und 0,4 prozent real zugelegt. Die
stimmungsindikatoren für die deutsche
Wirtschaft, vor allem der Ifo-Index der
geschäftserwartungen, steigen seit april
2026 monat für monat an. Die Entwick-
lung der auftragseingänge ist noch mit
Vorsicht zu genießen – angesichts der
großaufträge, die durch Verteidigungs-
projekte oder aus dem sondervermögen
Infrastruktur und Klimaneutralität ge-
währt werden. aufgrund der überra-
schend höheren Exportnachfrage aus
dem EU-ausland heben die Konjunktur-
forscher mittlerweile aber ihre prognosen
für das laufende und kommende Jahr auf
mehr als ein prozent an.
Das ständige schielen auf die Kon-

junktur verschleiert den blick auf die
strukturschwächen Deutschlands, die
sich in einer weiterhin darniederliegen-
den privaten Investitionstätigkeit zeigen.
Von einem aufschwung kann hier bis-
lang keine rede sein. Zwar steigen die
ausländischen Direktinvestitionen im
Vergleich zum Jahr 2024. sie sind aber
noch immer weit von den dynamischeren
Jahren seit 2010 entfernt. Die struktur-
schwächen werden offenbar, wenn man
Deutschland mit anderen Ländern ver-
gleicht. Das gilt vor allem im Vergleich
mit der schweiz.
seit dem Jahr 2019 ist das deutsche bIp

real und über die gesamte Zeit kumuliert
nur um 1,8 prozent gewachsen. Das
schweizer bIp erhöhte sich im gleichen
Zeitraum real und kumuliert um 14,1 pro-
zent. Die arbeitslosenquote betrug in
Deutschland im august 2026 saisonberei-
nigt 6,5 prozent, in der schweiz im Juli
2026 saisonbereinigt 3,1 prozent. Die In-
flationsrate lag in der schweiz zwischen
2020 und 2025 bei 1,0 prozent im Jahr, in
Deutschland bei 3,9 prozent im Jahr. Im
august betrug die Teuerung in Deutsch-
land 2,9 prozent zum Vorjahresmonat, in
der schweiz 0,8 prozent. Die schweiz kann
somit auf ein angemessenes Wirtschafts-
wachstum bei preisstabilität und Vollbe-
schäftigung verweisen. Deutschland
kämpft hingegen mit stagnation, höherer
Inflation und steigender arbeitslosigkeit.
Was macht die schweiz besser? Fragt

man deutsche Familienunternehmer,
dann kommt fast immer die antwort: al-
les. Das dürfte übertrieben sein. Verklä-
ren sollte man das bild nicht. schweizer
Wirtschaftsforscher sehen durchaus
Handlungsbedarf.
Was macht die schweiz besser? stellt

man die Frage den anhängern der partei-
en links von der politischen mitte in
Deutschland, so landet man schnell beim
Vorwurf des Trittbrettfahrens aufgrund
der Teilhabe am EU-binnenmarkt, ohne
EU-mitglied zu sein. oder bei der be-
hauptung, die schweiz sei eine steueroa-
se und ermögliche steuerhinterziehung.
oder gar bei den nachrichtenlosen jüdi-
schen Vermögen aus der Zeit des natio-
nalsozialismus.
Das ist wiederum ein Zerrbild der rea-

lität, das nicht durch Daten und empiri-
sche analysen gestützt ist. Einer wirt-
schaftshistorischen betrachtung hält der
Hinweis auf das Verhalten der neutralen
schweiz während des Zweiten Weltkriegs
nicht stand. allenfalls kann die Verscho-
nung des Kapitalstocks der schweizer
Wirtschaft, indem so gut wie keine durch
Kriegsteilnahme entstehenden Zerstö-
rungen auftraten, eine rolle spielen.
nachrichtenlose Vermögen auf schwei-
zer Konten sind bedeutungslos für die
wirtschaftliche Lage der schweiz.
Ähnliches gilt für den Vorwurf der

Ermöglichung von steuerhinterziehung.
Die schweiz engagiert sich schon seit
Längerem gegen geldwäsche und
steuerhinterziehung. Das bankgeheim-
nis ist mittlerweile gelockert. Zwar ist
die schweiz seit Langem durch hohe Ka-
pitalzuflüsse gekennzeichnet. aller-
dings fließt mehr Kapital aus dem Land
ab, als hineinfließt. Die schweiz ist net-
tokapitalexporteur und verzeichnet ent-
sprechende Leistungsbilanzüberschüs-
se. Das hält schon über längere Zeit an
und hat mit der stark exportorientierten
Wirtschaft sowie den hohen privaten
und institutionellen sparquoten zu tun.
Die altersvorsorge in der schweiz ist in
erheblichem maße durch die kapitalge-
deckte zweite säule, die pensionskas-
sen, dominiert.
Die schweiz kann nicht nur einen

international bedeutsamen Finanzplatz
vorweisen, mit einem der global größten
Vermögensverwalter, Ubs, und einer
Vielzahl sehr erfolgreicher kleinerer pri-
vater Vermögensverwalter und banken.
sie überzeugt zudem mit einer leistungs-
fähigen Industrie, etwa im pharmabe-
reich, mit roche und novartis als multi-
nationalen Konzernen, von der chemi-
schen Industrie bis zur
Lebensmittelwirtschaft, mit nestlé als
dem größten Lebensmittelkonzern der
Welt, aber auch im maschinenbau und
der medizintechnik.
Insgesamt ist die schweizer Wirtschaft

durch eine Vielzahl mittelständischer
Unternehmen gekennzeichnet und sieht
sich strukturell zusammen mit baden-
Württemberg und der Lombardei im
Klub der heimlichen Weltmarktführer
des mittelstands. allerdings schwächeln
die baden-württembergische und die
lombardische Industrie im Vergleich zur
schweiz mittlerweile sehr.
Historisch betrachtet war die schweiz

ein spätzünder der industriellen revolu-
tion und galt daher bis zum Ende des 19.

werden makroökonomische schocks
durch das bestehende system der staats-
finanzen merklich abgefedert.
Zusammen mit der direkten Demokra-

tie zeigt sich ein Einklang von Hand-
lungsautonomie und Eigenverantwor-
tung, von Entscheidung, Haftung und
Kontrolle für das politische Handeln in
der schweiz. In Deutschland ist diese ins-
titutionelle Kongruenz hingegen ver-
wischt, nicht zuletzt durch den kooperati-
ven Verwaltungsföderalismus, in dem die
Länder kaum besteuerungskompetenzen
haben. Deshalb versuchen ihre politi-
schen Entscheidungsträger, sich stärker
über ausgabenprojekte zu profilieren.
Das schwächt die positiven Effekte der
direkten Demokratie auf Länder- und
gemeindeebene hierzulande ab.

D as politische system der
schweiz wird durch die bei-
den identitätsstiftenden
Institutionen, direkte De-
mokratie und Föderalis-

mus, in erheblichem maße geprägt. Ins-
gesamt ist die schweizer politik dadurch
auf Konsens ausgerichtet. so besteht die
schweizer regierung, der bundesrat, ge-
mäß der „Zauberformel“ seit dem Jahr
1959 aus den gleichen vier parteien. Die
Zusammensetzung des bundesrates än-
derte sich lediglich im Jahr 2003, als die
Christlichdemokratische Volkspartei
(CVp, heute Die mitte) einen bundes-
ratssitz an die schweizerische Volkspar-
tei (sVp) abgeben musste.
Der schweizer bundesrat ist als Kolle-

gialorgan verfasst. Die politischen Ent-
scheidungen, die er gemeinsam mit der
Verwaltung vorprägt, durchlaufen einen
mehrstufigen Entscheidungsprozess in
den beiden Kammern des parlaments, im
national- und ständerat. gesetzesände-
rungen sind jedoch durchgehend vomre-
ferendum bedroht. Das sorgt für eine
ausrichtung der politik an denWünschen
der bürger.
Der politische prozess ist in der schweiz

durch das institutionelle gefüge verlang-
samt. manche politische sau, die durch
das öffentliche Dorf getrieben wird, findet
dadurch seltener ihren Weg in die gesetz-
gebung. manches wird erst später und vor-
sichtiger umgesetzt. mit der Volksinitiati-
ve kann das Volk die Vernachlässigung
politischer neuerungen jedoch korrigie-
ren, während der bundesrat mit dem
dringlichen bundesbeschluss in Krisen
sehr schnell reagieren kann, wiederum
korrigierbar durch ein referendum.
alles in allem schafft es die schweiz

mit ihrer wirtschaftlichen und politi-
schen Verfasstheit regelmäßig auf die
vorderen plätze in internationalen Ver-
gleichen der Wettbewerbsfähigkeit.
Wenn es Deutschland in reformphasen
gelungen ist, sich in solchen Vergleichen
vorzuarbeiten, wird es – was gerade wie-
der passiert – später wieder nach hinten
durchgereicht. Dies gilt nicht zuletzt für
die Infrastruktur.
Die schweiz ertüchtigt ihre Infrastruk-

tur durchgehend und sichert so einen we-
sentlich besseren Zustand. Dabei gibt sie
in prozent ihres bIp weniger für staatli-
che Erweiterungsinvestitionen aus als
Deutschland. so steht die schweiz als Er-
finderin der schuldenbremse schließlich
finanzpolitisch glänzend da – mit einer
staatsschuldenquote von knapp 40 pro-
zent des bIp, mit einer niedrigen steuer-
belastung in den meisten Kantonen und
mit öffentlichen Leistungen, die stärker
auf Kostenwahrheit ausgerichtet sind.

Gelebte direkte Demokratie: die Landsgemeinde, hier in Appenzell Foto aFp

Jahrhunderts als armenhaus Europas.
auswanderungswellen aufgrund von ar-
mut und wirtschaftlicher not waren die
Folge. Zwar führte die gründung des
bundesstaats im Jahr 1848 mit der ab-
schaffung von Zöllen zu einem einheitli-
chen binnenmarkt, allerdings nur für
einen Teil gehandelter güter. nichttarifä-
re Handelshemmnisse blieben in der
schweiz vor allem bei Dienstleistungen
lange bestehen, teilweise bis heute. Der
binnenmarkteffekt konnte die auswan-
derung nicht stoppen. noch im Jahr 1888
wanderten 31.000 personen aus der
schweiz aus, für das kleine Land mit
einer damals noch geringen bevölkerung
war das eine große Zahl.
Erst zur Jahrhundertwende kam die In-

dustrialisierung in der schweiz voran.

Die zuvor genannten Industrien erlang-
ten in dieser Zeit in der schweiz größere
bedeutung. über die beiden Weltkriege
und die Zwischenkriegszeit nahm der
aufholprozess gegenüber den Vorreitern
der industriellen revolution, allen voran
das Vereinigte Königreich, Fahrt auf.
gleichwohl lag die schweizer Wirtschaft
im Jahr 1950 im internationalen Ver-
gleich noch immer zurück; die Vereinig-
ten staaten hielten die wirtschaftliche
Führungsposition in derWelt inne. Heute
liegt das bIp der schweiz pro Kopf (kauf-
kraftbereinigt und nominal) vor den Usa
sowie deutlich vor Deutschland, Frank-
reich und dem Vereinigten Königreich.
Was macht die schweiz besser? sie

macht vieles richtig. sie verbindet ein libe-
ralesarbeitsrechtmit einer hohenabsiche-
rung von arbeitnehmern – gelebte Flexicu-
rity. Die steuerbelastung ist überwiegend
niedrig und das sozialsystem trotzdem
großzügig ausgebaut. Für eine relativ nied-
rige steuerbelastung erhalten Unterneh-
men eine vorzügliche Infrastruktur.
Im grundsatz ist aber der Liberalis-

mus, die gestaltung wirtschaftlicher und
politischer Freiheit, entscheidend für den
Erfolg der schweiz. Dort geht individuel-
le Entscheidungsautonomie, der Kern li-
beralen Verständnisses, mit der selbst-
verantwortung für das eigene Handeln
einher.
obwohl „die“ schweiz jenseits ihrer

Verfassungsidentität als solche nicht be-
steht, weil so vieles von Kanton zu Kan-
ton verschieden ist, lässt sich als konstitu-
tives Element für das schweizer selbst-
verständnis eine genossenschaftliche
Idee identifizieren. Die schweizer bür-
gerschaft versteht sich als staat im
eigentlichen sinne. Dies gilt für die ge-
meinden, die Kantone und für die Eidge-
nossenschaft gleichermaßen.
Die öffentliche Verwaltung, die parla-

mente, die gerichtsbarkeit oder die re-
gierungen sind von den bürgern geschaf-
fen, gewählt und mandatiert, um die rich-
tigen politischen Weichenstellungen für
die Zukunft des Landes zu stellen. Die
schweizer bürger haben mit den Instru-
menten der direkten Demokratie aber im-
mer das letzte Wort. mit den unterschied-
lichen Formen des referendums können
sie gesetzesvorhaben oder Verfassungs-
änderungen durch ihr Veto aufhalten. mit

der Volksinitiative können sie Verände-
rungen herbeiführen, die vom politischen
Establishment vernachlässigt werden.
Das führt, für sich genommen, zu

einem anderen staatsverständnis und
Verhältnis der bürger zum staat. regie-
rung, parlament, gerichtsbarkeit und
Verwaltung verstehen sich als deren
Dienstleister, nicht als obrigkeit in
einem hierarchischen Verhältnis zu ihren
Untertanen. Der anspruch der bürger-
schaft ist entsprechend.
Im Verhältnis zu den Unternehmen se-

hen die staatlichen Institutionen die
Chance, Wertschöpfung zu erzielen. Im
Verhältnis zur bürgerschaft verstehen sie
sich als berater auf der suche nach prag-
matischen Lösungen in einer immer
komplexer werdenden gesetzes- und
rechtslage. Dies ist natürlich nicht im-
mer so und selbstredend von Kanton zu
Kanton, von gemeinde zu gemeinde
unterschiedlich stark ausgeprägt. aber
dieses Verständnis bleibt als grundsätzli-
che orientierung.

H ier deutet sich die erhebli-
che bedeutung an, die Ins-
titutionen der direkten
Demokratie für die
schweiz und für ihren Er-

folg haben. Indem die alternative für
Deutschland (afD) sich die Forderung zu
mehr direkter Demokratie in Deutsch-
land zu eigen gemacht hat, ist diese hier-
zulande in misskredit geraten – zu Un-
recht. Die frühere richterin am bundes-
verfassungsgericht gertrude Lübbe-Wolf
setzt die Vorzüge und nachteile direkter
Demokratie in ihrem im Jahr 2023 er-
schienenen Essay „Demophobie“ ins
rechte Licht. Unter berücksichtigung
einer Vielzahl von theoretischen und em-
pirischen analysen zeigt sie die Vorteil-
haftigkeit der direkten Demokratie auf.
Die ökonomische Evidenz spricht ein-

deutig für die direkte Demokratie. In den
studien für die schweiz zeigt sich, dass
Kantone oder gemeinden mit mehr di-
rekter Demokratie geringere staatsaus-
gaben und -einnahmen, eine geringere
staatsverschuldung, weniger steuerhin-
terziehung und mehr gebühren- statt
steuerfinanzierung haben. sie haben
auch weniger sozialausgaben, erzielen
aber dennoch mit weniger mitteleinsatz

für die Einkommensumverteilung den
gleichen Umverteilungseffekt – gemes-
sen in gini-punkten – wie Deutschland.
Diese Effekte auf die öffentlichen Fi-

nanzen sind verbunden mit einer höhe-
ren Zufriedenheit der bürger mit dem
staat, mit einer höheren gesamtwirt-
schaftlichen produktivität und mit einem
stärkeren Wirtschaftswachstum. Für die
Vereinigten staaten finden sich auf der
Ebene der bundesstaaten und der ge-
meinden ähnliche Ergebnisse. Für
Deutschland lassen diese Ergebnisse sich
für nachgeordnete gebietskörperschaf-
ten hingegen nicht bestätigen.
Das hängt zusammen mit einer weite-

ren identitätsstiftenden Institution der
schweiz, dem Föderalismus. Im Unter-
schied zu Deutschland und ähnlich wie in
den Usa ist der schweizer Föderalismus
stark wettbewerblich organisiert. Die
Kompetenzzuteilung zwischen bund,
Kantonen und gemeinden ist in der
schweiz eindeutiger. auf der ausgaben-
seite finden sich weniger mischfinanzie-
rungen als in Deutschland und keine ge-
meinschaftsaufgaben. auf der Einnah-
meseite genießen die Kantone eine hohe
steuerautonomie.
Die Einkommen-, Körperschaft-, Ver-

mögen- und Erbschaftsteuern liegen in
der Kompetenz der Kantone. Die ge-
meinden erheben autonome Zuschläge
auf die steuertarife der Kantone. Der
bund verfügt über eine ergänzende eige-
ne Einkommen- und Körperschaftsteuer
sowie über die mehrwertsteuer. Hinzu
tritt ein Finanzausgleichssystem, das weit
weniger nivellierend und anreizschädlich
als in Deutschland ist.
Der schweizer Wettbewerbsföderalis-

mus hat überwiegend positive Wirkungen.
Vor allem durch den interkantonalen und
-kommunalen steuerwettbewerb sind die
Kantone gezwungen, Effizienzreserven zu
heben und sich auf die Wünsche der bür-
ger einzustellen. Das wirkt in die gleiche
richtung wie die direkte Demokratie.
Empirische analysen zeigen, dass die-

ser fiskalische Wettbewerb wachstums-
freundlich ist. Im system der Einkom-
mensumverteilung führt er zu einer ge-
ringeren Ungleichheit vor steuern und
Transfers, zu einer höheren bildung der
beschäftigten und zu wirtschaftsfreundli-
chen rahmenbedingungen. gleichwohl

regelmäßig liegt die schweiz in Vergleichen der Wettbewerbsfähigkeit in
der spitzengruppe. Deutschland dagegen wird immer wieder nach unten

durchgereicht. Warum geht es der schweiz wirtschaftlich besser? Einen wichtigen
Einfluss haben die direkte Demokratie und der wettbewerbliche Föderalismus.

Von Lars P. Feld

DerBürger hat immer
das letzteWort


